
Wahlkreis 68 – Harz 
Die Kreiswahlleiterin 

 
Wahlbekanntmachung 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
am 23. Februar 2025 

 
Aufgrund des § 16 des Bundeswahlgesetzes (BWG) hat der Bundespräsident durch Anordnung vom 
27.12.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 435) bestimmt, dass die vorgezogene Neuwahl zum 21. Deutschen 
Bundestag am 23. Februar 2025 stattfindet. Gemäß § 47 der Bundeswahlordnung (BWO) dauert die 
Wahl von 08.00 bis 18.00 Uhr. Die Fristen für die vorgezogene Neuwahl am 23. Februar 2025 ergeben 
sich aus der Rechtsverordnung zur Verkürzung der Fristen des zuständigen Bundesministeriums des 
Innern und für Heimat. 
 
Der Bundestagswahlkreis 68 – Harz umfasst das Kreisgebiet des Landkreises Harz mit seinen 13 
Einheitsgemeinden und einer Verbandsgemeinde, sowie die Städte Aschersleben und Seeland. 
 
Gemäß § 32 Abs. 1 BWO in Verbindung mit § 18 des BWG fordere ich hiermit auf, Kreiswahlvorschläge 
für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23.02.2025 im Wahlkreis 68 – Harz möglichst frühzeitig 
bei der Kreiswahlleiterin, Friedrich-Ebert-Straße 42, 38820 Halberstadt 
 

bis spätestens Montag, 20. Januar 2025, 18.00 Uhr, 
 
einschließlich der erforderlichen Unterlagen schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). Die Geschäftsstelle 
der Kreiswahlleiterin ist unter der Telefonnummer (03941) 5970-4149 sowie per E-Mail unter 
kreiswahlbuero@kreis-hz.de erreichbar. Nach § 18 Abs. 1 BWG können Kreiswahlvorschläge von 
Parteien und nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 BWG von Wahlberechtigten („andere Kreiswahlvor-
schläge“) eingereicht werden.  
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, können 
gemäß § 18 Abs. 2 BWG als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie bis spätestens 
Dienstag, dem 07. Januar 2025, 18 Uhr der 
 
Bundeswahlleiterin 
Gustav-Stresemann-Ring 11 
65189 Wiesbaden 
 
ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre 
Parteieigenschaft festgestellt hat. 
 
1.1 Kreiswahlvorschläge können von Parteien und von wahlberechtigten Einzelbewerbern, die keine 
Parteibewerber sind, eingereicht werden. Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers 
enthalten. Jeder Bewerber kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag 
benannt werden. 
 
1.2 Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. Er muss 
enthalten: 
 
1.2.1 den Familiennamen, die Vornamen, das Geburtsdatum, den Geburtsort, den Beruf oder Stand 
und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, 
 
1.2.2 den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 4 BWG) deren Kennwort. 
 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als Erste 
unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und diejenige, die als Zweite unterzeichnet hat, als 
stellvertretende Vertrauensperson (§ 22 Abs. 1 S. 2 BWG). 
 
1.3 Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein. Wenn eine Partei keinen Landesverband oder keine einheitliche 



Landesorganisation hat, ist der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen der nächst niedrigen Gebiets-
verbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen.  
 
1.4 Kreiswahlvorschläge von Parteien, die dem Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit deren 
letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge  ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren (§ 18 Abs. 2 BWG), müssen außerdem von mindestens 200 wahlberechtigten 
Personen des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei der Einreichung des 
Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 3 BWG). Sie können nur dann zugelassen 
werden, wenn für die Partei in dem betreffenden Land eine Landesliste zugelassen wird (§ 20 Abs. 2 
Satz 2 BWG). 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerber durch eine Mitglieder- 
oder Delegiertenversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
1.5 Andere Kreiswahlvorschläge, die nicht von Parteien eingereicht werden, müssen ebenfalls von 
mindestens 200 wahlberechtigten Personen des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist 
bei der Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. Bei diesen Kreiswahlvorschlägen haben 
drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu 
leisten. 
 
1.6 Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 wahlberechtigten Personen des Wahlkreises 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO zu 
erbringen. Eine wahlberechtigte Person darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat sie 
mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre Unterschrift auf allen weiteren 
Kreiswahlvorschlägen ungültig. Unterstützungsunterschriften für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
gesammelt werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. 
 
Die Formblätter werden auf Anforderung von der Kreiswahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei der 
Anforderung der Formblätter sind Familienname, Vornamen und Wohnort (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass für 
den Bewerber im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 
eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; 
die Angabe eines Postfaches genügt nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den 
Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren satzungsgemäßer Name und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren 
Kennwort anzugeben. Die Parteien haben außerdem die Aufstellung des Bewerbers in einer 
Mitgliederversammlung oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 
BWG zu bestätigen. 
  
1.7 Dem Kreiswahlvorschlag sind folgende Unterlagen beizufügen: 
 
1.7.1 die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers, dass er der Aufstellung zustimmt und für keinen 
anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat (Anlage 15 zur BWO), 
 
1.7.2 eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde, dass der vorgeschlagene Bewerber 
wählbar ist (Anlage 16 zu § 34 Abs. 5 Ziff. 2 BWO) 
 
1.7.3 die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts 
der unterzeichnenden Personen (Anlage 14 zur BWO), sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 
200 wahlberechtigten Personen des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 
 
1.7.4 Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien sind außerdem einzureichen: 
 
a) eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist (Anlage 17 zur BWO), im Falle eines 
Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte 
Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt 
(Anlage 18 zur BWO), 
 
b) eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreiswahlleiter, 
dass er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist (Anl. 15 BWO). 



 
Die für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge erforderlichen Vordrucke sind bei der Kreiswahlleiterin 
unter v. g. Anschrift kostenfrei erhältlich. 
 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die einzuhaltenden Fristen nur gewahrt sind, wenn die 
einzureichenden Unterlagen rechtzeitig in Schriftform vorgelegt werden. Die Schriftform ist nur gewahrt, 
wenn die einzureichenden Unterlagen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sind und beim 
zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
 
Ich empfehle zudem, das Kandidatenportal der Bundeswahlleiterin im Internet zu nutzen. In diesem 
Portal können die Vordrucke für die Teilnahme an der Bundestagswahl online ausgefüllt, verwaltet, 
heruntergeladen und ausgedruckt werden. Das Kandidatenportal hilft dabei, einen Wahlvorschlag 
vollständig und fehlerfrei auszufüllen. Die Zugangsdaten für das Kandidatenportal werden auf Anfrage 
von der Kreiswahlleiterin herausgegeben. 
 
2. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen (§§ 23 und 24 BWG) 
2.1 Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zulassung 
entschieden ist. Ein von mindestens 200 wahlberechtigten Personen unterzeichneter Kreiswahl-
vorschlag kann auch von der Mehrheit der unterzeichnenden Personen durch eine von ihnen persönlich 
und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden. 
 
2.2 Bis zum Ablauf der Einreichungsfrist am 20.01.2025, 18.00 Uhr, können Kreiswahlvorschläge 
grundsätzlich geändert werden. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können Kreiswahlvorschläge nur 
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. 
 
3. Zulassung der Kreiswahlvorschläge 
Der Kreiswahlausschuss entscheidet am Freitag, dem 24.01.2025 über die Zulassung der 
Kreiswahlvorschläge. Nach der Entscheidung des Kreiswahlausschusses über die Zulassung ist jede 
Änderung ausgeschlossen. 
 
Gegen die Zurückweisung eines Kreiswahlvorschlages kann binnen drei Tagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung, Beschwerde an den Landeswahlausschuss (Landeswahlleiterin, Halberstädter Straße 
2/am „Platz des 17. Juni“, 39112 Magdeburg) eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die 
Vertrauensperson des Kreiswahlvorschlages, die Bundeswahlleiterin und die Kreiswahlleiterin. 
 
Halberstadt, den 30.12.2024 
 
 
gez. Schäffer 
Kreiswahlleiterin 


